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Vorwort

Im Verwaltungsrecht ist vieles von dem in Bewegung geraten, was tiber Jahr-
zehnte als gesicherte Erkenntnis galt. Anerkannte Strukturprinzipien, iiberkom-
mene Rechtsinstitute und einhellig akzeptierte Wertungsgrundlagen werden zu-
nehmend in Frage gestellt. Zum Impulsgeber dieser grundlegenden Verinderun-
gen ist das Recht der Europiischen Gemeinschaften und dort namentlich die
Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofs avanciert. Die vorliegende
Schrift stellt den Versuch dar, die Einwirkungs- und Reaktionsprozesse zu be-
schreiben, die zwischen dem Gemeinschaftsrecht und dem deutschen Verwal-
tungsrecht seit nunmehr einem Jahrzehnt in erheblichem Umfang stattfinden.
Aufbauend auf einer Betrachtung der unterschiedlichen Systemgrundlagen und
der verschiedenen Einwirkungspotentiale wird der sicherlich kithne Schritt ge-
wagt, Grundlagen fiir ein Verwaltungsrecht unter den Rahmenbedingungen der
Europiischen Integration zu entwickeln.

Mit den Fragestellungen dieser Untersuchung bin ich erstmals wihrend der
Stagen am Conseil d’Etat und im Kabinett des franzosischen Richters am Ge-
richtshof der Europdischen Gemeinschaften konfrontiert worden, die ich 1990
im Rahmen meiner Ausbildung an der Ecole Nationale d’ Administration, Paris,
absolviert habe. Die vorliegende Arbeit ist im Wintersemester 1995/1996 von
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultit der Universitit Bonn als Ha-
bilitationsschrift angenommen worden. Der Bundesminister des Innern hat ihre
Verdffentlichung wegen eines besonderen Bundesinteresses durch einen Druck-
kostenzuschuf gefordert.

Ganz herzlich danke ich meinem akademischen Lehrer, Professor Dr. Fritz
Ossenbiihl, fiir die umfassende Férderung, die er mir seit der Studienzeit hat zu-
teil werden lassen. Vor allem hat mich sein Beispiel gelehrt, den Sinn fiir die Not-
wendigkeit staatlicher Ordnung eines freiheitlichen Gemeinwesens zu entwik-
keln. Die Prazision in der Beherrschung des juristischen Handwerks und die
Treffsicherheit in der normativen Diagnose werden mir ebenso wie seine uner-
schopfliche Schaffenskraft ein bestindiges Vorbild bleiben. Besonders zu Dank
verpflichtet bin ich Prof. Dr. Rudiger Breuer fir die Erstattung des Zweitgutach-
tens im Habilitationsverfahren. Herrn Dr. Klaus Ritgen danke ich herzlich fiir
seinen besonderen Einsatz beim Korrekturlesen der Arbeit und meiner Mitarbei-
terin, Frau Assessorin Katja Kollmeier, fiir die Erstellung des Sachverzeichnisses.
In diesen Dank seien auch die Hilfskrifte des Institut fiir Offentliches Recht der
Universitit Bonn fiir ihren Einsatz bei der Literaturbeschaffung eingeschlossen.

Bochum, im September 1996 Thomas von Danwitz
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Einfithrung

L Problemstellung

»Das Verwaltungsrecht gebért zu denjenigen Rechtsmaterien, in denen die na-
tionale Eigenart eines Volkes und Staates sich am stirksten ansprigt. Es weist
daher verhiltnismiflig geringe internationale Verflechtungen auf*. Mit dieser
Feststellung leitete Ulrich Scheuner vor dreiffig Jahren seine Untersuchung iiber
den Einfluf des franzdsischen Verwaltungsrechts auf die deutsche Rechtsent-
wicklung ein', Ubereinstimmend bekannte Jean Rivero noch 1978 auf die Frage
nach einem einheitlichen Verwaltungsrecht in Europa: ,, Les droits administratifs
des Etats membres, reflets directs des souverainetés nationales et des particularis-
mes bistorigues, pewvent, encore moins que d’autres disciplines juridiques, se
fondre dans Puniformité. “?> Dieser deutsch-franzosische Gleichklang in der Be-
urteilung des Verwaltungsrechts als einer dem Europiischen Gemeinschafts-
recht fernstehenden, vielleicht sogar integrationsresistenten Materie verdeutlicht
mit besonderem Nachdruck, welch kopernikanischem Perspektivenwechsel das
Verwaltungsrecht mit den zu Anfang der achtziger Jahre einsetzenden Betrach-
tungen iiber das ,,Europiische Verwaltungsrecht im Werden“? ausgesetzt wurde,
die unter dem Signum ,,Europiisches Verwaltungsrecht“* schon bald nach Aner-
kennung als eigenstindige Disziplin verlangten. Gleichrangig neben der Be-
schiftigung mit den verwaltungsrechtlichen Regeln im Primir-> und Sekundir-

! Ulrich Scheuner, Der Einflufl des franzésischen Verwaltungsrechts auf die deutsche
Rechtsentwicklung, DOV 1963, S. 714ff.

2 Jean Rivero, Vers un droit commun européen: Nouvelles perspectives en droit administra-
uf, in: Cappelletti (Hrsg.), Nouvelles Perspectives d’un Droit Commun de L’Europe, 1978,
S. 389 (406).

3 Jirgen Schwarze (Hrsg.), Europaisches Verwaltungsrecht im Werden, Schriftenreihe des
Arbeitskreises Europiische Integration e.V. Bd. 14, 1982; Ulrich Everling, Elemente eines eu-
ropiischen Verwaltungsrechts, DVBL 1983, S. 6491f.

* Vor allem Jiirgen Schwarze, Europiisches Verwaltungsrecht, 2 Bde., 1988; Michael Schweit-
zer (Hrsg.), Europiisches Verwaltungsrecht, 1991; Eberbard Grabitz, Europaisches Verwaltungs-
recht — Gemeinschaftsrechtliche Grundsitze des Verwaltungsverfahrens, NJW 1989, S. 1776ff.;
Ulrich Everling, Auf dem Weg zu einem europiischen Verwaltungsrecht, NVwZ 1987, S. 11f,;
Hans-Werner Rengeling, Rechtsgrundsitze beim Verwaltungsvollzug des Europiischen Ge-
meinschaftsrechts, 1977; Manfred Zuleeg/Hans-Werner Rengeling, Deutsches und Europi-
isches Verwaltungsrecht — Wechselseitige Einwirkungen, VVDStRL 53 (1994), S. 154ff.; 202ff.

5 Schwarze, Europiisches Verwaltungsrecht im Werden — Einfithrung und Problemaufrif},
in: (Fn. 3), S. 11ff.; Werner von Simson, Anforderungen an die Rechtmafligkeit des Verwal-
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recht® der Gemeinschaften wurde schon bald die weitergehende Frage nach ,,Ver-
einheitlichung des Verwaltungsrechts im europiischen Integrationsprozeff*’
aufgeworfen. Die vielfiltigen Wechselwirkungen zwischen dem Verwaltungs-
recht der Mitgliedstaaten und dem Gemeinschaftsrecht in unterschiedlichen Ein-
wirkungsrichtungen und -formen aufgespiirt zu haben, zeugt zweifelsohne von
besonderem wissenschaftlichen Scharfsinn und dogmatischer Sensibilitit®. Da-
bei wurde in der Vergangenheit der Feststellung verwaltungsrechtlicher Rege-
lungselemente im Gemeinschaftsrecht und ihre Vernetzung zur Herausbildung
eines eigenstindigen Verwaltungsrechts der Gemeinschaft besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt. Auf der Grundlage rechtsvergleichender Studien sind vor al-
lem die nationalen Verwaltungsrechtsgrundsitze als Erkenntnisgrund fir diesen
Entwicklungsprozef {iberzeugend nachgewiesen und sogar schon erste Riick-
wirkungen auf das Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten ausgemacht worden®.
Diese Entwicklung auf dem Weg zu einem Verwaltungsrecht der Gemein-
schaft bildet ein sehr bedeutsames Segment in der umfassenden, mit den klassi-
schen juristischen Disziplinen kaum mehr zu erfassenden Herausbildung einer
eigenstindigen Rechtsordnung, die fiir den Fortbestand und die Ausgestaltung
der Furopiischen Gemeinschaft von konstitutiver Bedeutung ist. In seiner
Etablierung als eigenstindige Verwaltungsrechtsordnung konvergieren drei
unterschiedliche Wesensziige der EG'%: Zunichst spiegelt diese Entwicklung das
weitgehende Fehlen von Moglichkeiten der Gemeinschaft, auf das klassische In-
strumentarium staatlicher Zwangsgewalt zuriickgreifen zu kdnnen, und akzen-
tuiert daher die Funktion des Rechts als Ordnungsrahmen der Europiischen Ge-
meinschaft sogar iiber das ohnehin fiir rechtsstaatlich verfaite Gemeinwesen
allgemein geltende Maf§ hinaus. Diese Besonderheit hat ihr schon frithzeitig das
Pridikat einer Rechtsgemeinschaft'! eingetragen. Das elementare Angewiesen-
sein der Europiischen Gemeinschaft auf den Bestand und die Beachtung des Ge-
meinschaftsrechts als eigenstindige Rechtsordnung bildet jedoch nicht nur einen

tungshandelns der EG-Behorden — Erfahrungen aus Prozessen vor dem EuGH, in: (Fn. 3),
S. 23ff.

¢ Jochim Sedemund, Allgemeine Prinzipien des Verwaltungsverfahrensrechts — dargestellt
am Beispiel des europiischen Verwaltungsverfahrensrechts in Kartellsachen, in: (Fn. 3), S. 45ff.

7 Eckart Klein, Vereinheitlichung des Verwaltungsrechts im europiischen Integrationspro-
zefl, in: Starck (Hrsg.), Rechtsvereinheitlichung durch Gesetze, Bedingungen, Ziele, Methoden,
1992, S. 1174f.

§ Dieses Verdienst kommt vor allem Otto Bachof, Die Dogmatik des Verwaltungsrechts vor
den Gegenwartsaufgaben der Verwaltung, VVDStRL 30 (1972), S. 193 (236f.), und den in Fn. 3
bis 6 Genannten zu.

? So Schwarze, (Fn. 4), Bd. 2, S. 1409.

10 Vgl. dazu Siegfried Magiera, Kompetenzgrenzen und Strukturprinzipien der europaischen
Gemeinschaft, in: Bracher u.a. (Hrsg.), Festschrift fir Rudolf Morsey, 1992, S. 211 (219ff.).

Y Schon Walter Hallstein, Die EWG - Eine Rechtsgemeinschaft, Ansprache am 12.03.1962
aus Anlafl der Ehrenpromotion durch die Universitit Padua, in: Oppermann (Hrsg.), Europi-
ische Reden, 1979, S. 341ff.; ExGH, Slg. 1986, S. 1339 (1365; Rn. 23) — Les Verts/Parlament;
Thomas Oppermann, Europarecht, 1991, Rn. 391f; auch Zxleeg, Die Europiische Gemein-
schaft als Rechtsgemeinschaft, NJW 1994, S. 545ff.
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grundlegenden Wesenszug der Gemeinschaft, sondern fungiert dariiber hinaus
als weithin sichtbarer Gradmesser fiir die Unabhangigkeit der Gemeinschaft von
den in ihr zusammengeschlossenen Mitgliedstaaten'?. Entscheidende Bedeutung
entfaltet jedoch die unmittelbare Funktion des Gemeinschaftsrechts als primi-
res, mit Vorrang gegeniiber den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten versehe-
nes Instrument der EG, um die Mitgliedstaaten miteinander zu verflechten'®. Die
Aufgabenstellung des Rechts, als Integrationsfaktor erster Ordnung zu wirken,
ist aus anderen historischen Zusammenhingen bekannt und in ihrer Effektivitit
eindrucksvoll belegt. Erst jiingst ist diese Funktion des Rechts im Zuge der Wie-
dervereinigung Deutschlands evident geworden!®. Als klassisches Vorbild fir
das Modell der Integration durch Rechtseinheit ist schliefllich der im Kodifikati-
onsstreit von Thibaut formulierte Anspruch zu nennen, einheitliches Recht als
Wegbereiter der staatlichen Einheit einzusetzen'®.

Diese wenigen Streiflichter reichen schon aus, um die grundlegende Bedeu-
tung und den Facettenreichtum der Frage zu beleuchten, von welcher Tragweite
die Herausbildung eines einheitlichen Rechts in Europa ist und mit welchem
Wirkungspotential sie verbunden werden kann. Unabhingig von dem jeweils
betroffenen Rechtsbereich ist diese Frage von grundlegendem Interesse fiir den
Fortgang der Europiischen Integration und entfaltet insbesondere fiir das von
den Grundfreiheiten des Gemeinschaftsrechts unmittelbar betroffene Privat-
recht besondere Relevanz!¢. Auch fiir das Arbeits- und Sozialrecht!” sowie das
hier behandelte Verwaltungsrecht ergibt sich prinzipiell eine gleichgelagerte Pro-
blematik. Diese betrifft allgemeine Fragen nach der grundsitzlichen Notwendig-
keit und dem erforderlichen Umfang etwaiger Rechtsvereinheitlichungen, aber
auch die ihrer Verwirklichungsmoglichkeit angesichts des noch in vollem Gange
befindlichen Aufbaus eines eigenstindigen Verwaltungsrechts fiur die Europi-
ische Gemeinschaft selbst, ohne daf} insoweit ein Sittigungsgrad schon erkennbar

12 Siehe ExGH, Slg. 1991, 6079 (6102; Rn. 21) - EWR-Gutachten 1/92.

3 So EuGH, Slg. 1980, 1575 (1610; Rn. 19) - AM & S; eingehend Schwarze, Das Recht als
Integrationsinstrument, in: Capotorti/Ehlermann/Frowein/Jacobs/Joliet/Koopmans/Kovar
(Hrsg.), Du droit international au droit de ’intégration, Liber Amicorum Pierre Pescatore,
1987, S. 6371f.

14 Siehe Rolf Grawert, Rechtseinheit in Deutschland, Der Staat 30 (1991), S. 209f.; nun auch
Bernhard Grofifeld/Susanne Liihr, Deutsche Einigung 1871 und Europiische Integration 1993:
Ein Vergleich, ZVglRWiss 92 (1993), S. 3571f.

15 Anton Friedrich Justus Thibaut, Uber die Notwendigkeit eines allgemeinen biirgerlichen
Rechts fiir Deutschland, in: Hans Hattenhauer (Hrsg.), Thibaut und Savigny. Thre Programma-
tischen Schriften, 1973, S. 61 (651.).

16 Siehe Peter Ulmer, Vom deutschen zum europiischen Privatrecht?, JZ 1992, S. 1{f.; Mar-
cus Lutter, Die Auslegung angeglichenen Rechts, JZ 1992, S. 593ff.; Peter Hommelboff, Zivil-
recht unter dem Einfluf europiischer Rechtsangleichung, AcP 192 (1992), S. 72ff.; Peter-Chri-
stian Miiller-Graff (Hrsg.), Gemeinsames Privatrecht in der Europiischen Gemeinschaft, 1993;
Rolf Stiirner, Der europiische Zivilprozef — Einheit oder Vielfalt?, in: Grunsky u.a. (Hrsg.),
Wege zu einem europiischen Zivilprozeflrecht, 1992, S. 1ff.

17 Siehe Bernd Baron von Maydell/Friedrich E. Schnapp (Hrsg.), Auswirkungen des EG-
Rechts auf das Arbeits- und Sozialrecht der Bundesrepublik, 1992.
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wire. Jenseits dieser allgemeinen Uberlegungen schlieft sich die Frage an, ob
und inwieweit eine solche Entwicklung mit der besonderen Aufgabenstellung
des Verwaltungsrechts vereinbar ist, so daf} sich die besondere Frage nach der
spezifischen Eignung und den Konsequenzen einer Integration mit den Mitteln
des Verwaltungsrechts erschliefit.

Die von den allgemeinen Grundsitzen des Verwaltungsrechts der Mitglied-
staaten gespeiste Heranbildung verwaltungsrechtlicher Regeln der Gemeinschaft
stellt zwischenzeitlich eine feste Grofle in dem von der Aufgabenerweiterung der
EG gebildeten Potential der Gemeinschaftsrechtsordnung dar. Demgegeniiber
sind die Ein- und Riickwirkungen dieser verwaltungsrechtlichen Regeln des Ge-
meinschaftsrechts auf das jeweilige Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten erst in
jungerer Zeit in den Vordergrund des akademischen Interesses geriickt und ha-
ben insbesondere Fragen nach den spezifischen Einwirkungen gemeinschafts-
rechtlicher Art auf Struktur und Systematik des Verwaltungsrechts aufgeworfen.
Grundanliegen dieser Untersuchung ist eine Analyse dieser unterschiedlichen
und bisher nur wenig strukturierten Vorginge, die in ihrer Vielfalt zutreffend als
~Europiisierung des allgemeinen Verwaltungsrechts“!® bezeichnet worden sind.
Diese Akzentverschiebung gegeniiber der bisher dominierenden Betrachtungs-
weise dokumentiert zunichst lediglich die realiter festzustellende Dynamik, die
von dem in voller Expansion befindlichen Gemeinschaftsrecht ausgeht und auf die
Jsaturierten® Verwaltungsrechtsordnungen der Mitgliedstaaten trifft!®. Gleich-
zeitig ist mit dieser Entwicklungslinie jedoch auch eine Perspektivenverschie-
bung von nicht zu {iberschitzender Bedeutung verbunden, die den Gegenstand
der wissenschaftlichen Betrachtung in anderem Licht erscheinen liflt. Mit der
bislang vom Hochstand des Gemeinschaftsrechts eingenommenen Sicht kon-
zentrierte sich die Betrachtung auf die Strahl- und Wirkkraft, die das Gemein-
schaftsrecht auf die in der Hierarchie der Rechtsnormen unterhalb angesiedelten
Materien ausiibt. Die darin liegende Gefahr, die systematischen Strukturen,
sachbereichsspezifischen Besonderheiten und rechtsstaatlichen Errungenschaf-

8 Eberbard Schmidt-AfSmann, Zur Europiisierung des allgemeinen Verwaltungsrechts, in:
Festschrift fir Peter Lerche, 1993, S. 513ff.; ders., Deutsches und Europiisches Verwaltungs-
recht, DVBL. 1993, S. 924{f.; Rudolf Streinz, Der Vollzug des Europiischen Gemeinschafts-
rechts durch deutsche Staatsorgane, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts,
Bd. VII, 1993, § 182; Christoph Engel, Die Einwirkungen des Europiischen Gemeinschafts-
rechts auf das deutsche Verwaltungsrecht, DV 25 (1992), S. 437{f.; Hans-Jiirgen Papier, Die Ein-
wirkungen des europaischen Gemeinschaftsrechts auf das nationale Verwaltungs- und Verfah-
rensrecht, in: Die Bedeutung der EG fiir das deutsche Recht und die deutsche Gerichtsbarkeit,
Berlin 1989, S. 511f.; Stefan Kadelbach, Der Einfluf} des EG-Rechts auf das nationale allgemeine
Verwaltungsrecht, in: von Danwitz/Heintzen/Korioth/Jestaedt/Reinhardt (Hrsg.), Auf dem
Wege zu einer Europiischen Staatlichkeit, 33. Assistententagung Offentliches Recht, 1993,
S. 131ff.; Rupert Stettner, Verwaltungsvollzug, in: Dauses (Hrsg.), Hdb. EG.-Wirtschaftsrecht,
1993, B.IL; Friedrich Schoch, Die Europiisierung des Allgemeinen Verwaltungsrechts, JZ 1995,
S. 109ff.; Claus Dieter Classen, Strukturunterschiede zwischen deutschem und europiischem
Verwaltungsrecht, NJW 1995, S. 24571f.

9 Treffend Fritz Ossenbiibl, 40 Jahre Bundesverwaltungsgericht, DVBL. 1993, S. 753 (760),
der vom ,, Wohlstandsverwaltungsrecht“ der Bundesrepublik spricht.
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ten des Verwaltungsrechts aus dem Auge zu verlieren®, hat erst die nunmehr
nach Beantwortung dringende Frage aufgeworfen, ob und wie es in Zukunft um
die Dogmatik des Verwaltungsrechts bestellt sein wird. Unzweifelhaft kann auch
eine vom Verwaltungsrecht ausgehende Betrachtung in Versuchung geraten, die
Eigengesetzlichkeit bestehender Strukturen des Verwaltungsrechts zu iiber-
schitzen und sich daher in den Primissen des eigenen Modells verfangen?!.

Gleichwohl lifit sich das Wirkungsspektrum des EG-Rechts auch nur an-
nahernd erfassen, wenn die Strukturverinderungen im verwaltungsrechtlichen
Gewebe mit Prizision sichtbar gemacht werden. Die Betrachtung der unter-
schiedlichen Potentiale, Ebenen und Formen, in denen sich die Einwirkung des
Gemeinschaftsrechts auf das Verwaltungsrecht vollziehe, ist besonders geeignet,
die actio des Gemeinschaftsrechts in ihrer Dynamik zu verdeutlichen. Damit
wird jedoch nur eine Untersuchung der grundsitzlicheren Frage vorbereitet, zu
welchen Wirkungen diese Entwicklung im System und in der Dogmatik des all-
gemeinen Verwaltungsrechts filhrt und inwieweit seine reactio bereits feststell-
bar ist. Auch der nunmehr iiber vierzig Jahre wihrende Prozef objektiv-recht-
licher Ausstrahlung der Grundrechte auf die Generalklauseln und allgemeinen
Grundsitze des Verwaltungsrechts, der die Erfahrung sehr feinnerviger Einwir-
kungsstringe befordert hat?, belegt die Notwendigkeit einer an Struktur und
Funktionen des Verwaltungsrechts orientierten Untersuchung.

Die Doppelfunktionalitit des Verwaltungsrechts als rechtliche Ordnung, die
einerseits die Erfiillung der Verwaltungsaufgaben ermoglichen und andererseits
die Rechtsstellung des Biirgers schiitzen soll®, eréffnet einen Spannungsbogen
konfligierender Zielvorgaben, der in den verschiedenen Rechtssystemen und
Entwicklungsstufen des Verwaltungsrechts unterschiedliche Ausprigungen zu-
laflt, ja sogar erfordert. Dementsprechend ist dem Verwaltungsrecht eine zwi-
schen Verwaltungseffizienz und Rechtsschutzauftrag?* oszillierende Suche nach
einer moglichst optimalen Verwirklichung beider Aufgaben immanent. Seine
analytische Erfassung kann sich daher nicht mit der Deskription des ,,So-Seins®
begniigen, sondern erfordert notwendigerweise qualitative Aussagen tber das

20 Diese Kritik ist insbesondere an der unspezifischen Anwendung verfassungsrechtlicher
Mafstibe entwickelt worden; zum Ubermafiverbot als ,,Gleich- und Weichmacher® Ossenbiibl,
VVDStRL 39 (1981), S. 189 — Diskussionsbeitrag —, ders., Mafhalten mit dem Ubermafiverbot,
in: Wege und Verfahren des Verfassungslebens, in: Festschrift fiir Peter Lerche, 1993, S. 1511f.

2 Siehe Everling, Europiische Integration und Wettbewerb der Rechtsordnungen in der
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europaischen Gemeinschaften, in: Hopt (Hrsg.), Eu-
ropaische Integration als Herausforderung des Rechts, 1991, S. 41 (431.).

22 Siehe zusammenfassend Ernst-Wolfgang Bickenférde, Grundrechte als Grundsatznor-
men, Der Staat 29 (1990), S. 1ff.; Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland,
Bd. ITI/1, 1988, § 69, S. 890ff.; ders., in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR Bd.V, 1992, § 109
Rdnr. 50-63; Robert Alexy, Grundrechte als subjektive Rechte und als objektive Normen, Der
Staat 29 (1990), S. 49ff.

2 Siehe Schmidt-Afimann, Die Lehre von den Rechtsformen des Verwaltungshandelns,
DVBL. 1989, S. 533 (535).

% Siehe Rainer Wabl/Jost Pietzcker, Verwaltungsverfahren zwischen Verwaltungseffizienz
und Rechtsschutzauftrag, VVDStRL 41 (1983), S. 151ff.; 193ff.
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Maf des verwirklichten Rechtsschutzstandards bzw. der gewihrten Moglichkeit
zur Durchsetzung hoheitlichen Handelns. Diese Grundfragen verwaltungs-
rechtlicher Mafistabsbildung und verwaltungsgerichtlicher Kontrolldichte bil-
den eine schon systemimmanent schwierig zu beurteilende, stindig aktuelle Auf-
gabe der Funktionenzuordnung, die das Grundverstindnis von der Aufgabe der
rechtsprechenden Gewalt im Rechtsstaat bezeugt? und gleichzeitig als Parame-
ter fUr den rechtlich garantierten Biirgerstatus eines Gemeinwesens fungiert?.
Die Notwendigkeit einer systemiibergreifenden Aussage iiber die Verwirk-
lichung und das Niveau des gewihrten Rechtsschutzes verschiedener Auspri-
gungen des Verwaltungsrechts erfordert neben der Beachtung dieser grundsitz-
lichen Bestimmungsfaktoren eine méglichst prazise Erfassung der einzelnen
Strukturelemente des Verwaltungsrechts, die in ihrer Summe den Standard des
gewihrten Rechtsschutzes verbiirgen. Die offen in Zweifel gezogene Durchsetz-
barkeit der ,besten” Rechtsordnung auf Gemeinschaftsebene?” wirft insbeson-
dere die Frage auf, ob mit der Einwirkung des Gemeinschaftsrechts auf das Ver-
waltungsrecht eine Nivellierung der Rechtsschutzstandards auf mittlerem
Niveau unausweichlich und flichendeckend einhergeht?®.

Die Untersuchung der Verinderungen struktureller und funktionaler System-
elemente des Verwaltungsrechts aufgrund der Einwirkung gemeinschaftsrecht-
licher Regelungen wird vor allem erforderlich, wenn man die Europiisierung des
Verwaltungsrechts als Prozef wechselseitiger Rezeption begreift. Fiir die Her-
ausbildung verwaltungsrechtlicher Regeln im Gemeinschaftsrecht ist die Kenn-
zeichnung als freiwillige Aufnahme iiberwiegender Bestandteile einer ,fremden®
Rechtsordnung?® ohne weiteres einsichtig, wobei im Gegensatz zu historischen
Vorbildern nicht lediglich eine bestimmte, sondern die Gesamtheit der Verwal-
tungsrechtsordnungen der Mitgliedstaaten als Reservoir der Rezeption dient.
Aber auch die im Zentrum der hier anzustellenden Uberlegungen stehende
Riickwirkung der im Gemeinschaftsrecht verankerten Grundsitze des Verwal-
tungsrechts auf das jeweilige Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten stellt einen
Rezeptionsvorgang dar, der durch den — wie auch immer gearteten — Vorrang des
Gemeinschaftsrechts von einer besonderen Dynamik getragen wird. Gerade die-
ser besondere Katalysefaktor akzentuiert die Tatsache, dafl der Begriff der Re-
zeption einen eigenstindigen Entstehungsvorgang der Assimilation bezeichnet,
der aus einem vielschichtigen Wirkungs- und Bedingungsgeflecht unterschied-
licher Elemente der aufeinandertreffenden Rechtssysteme und -vorstellungen
eine neue Ordnung formt. Daher erfordert ein solcher Entwicklungsprozef ein
Mindestmaf an dogmatischer und methodischer Rationalitit als Grundlage fiir

2 Ossenbiibl, (Fn. 19), DVBI. 1993, S. 753 (759).

2 Siehe Rupert Scholz, Verwaltungsverantwortung und Verwaltungsgerichtsbarkeit, VVD-
StRL 34 (1976), S. 145 (198).

77 So Everling, (Fn. 21), S. 41 (49).

28 Dies befiirchtet Ossenbiibl, (Fn. 19), S. 753 (761).

2 So der Rezeptionsbegriff von Franz Wieacker, Privatrechtsgeschichte der Neuzeit, 2. Auf-
lage 1967, S. 127.
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die Vereinbarkeit der sich treffenden Rechtsordnungen, denn nur auf einer derar-
tigen Grundlage ist es moglich, die zur Rezeption notwendige Fihigkeit und
Bereitschaft auszubilden, ,fremdes“ Recht zum Element des eigenen Denkens
zu machen®.

Im Rahmen der Europiischen Integration stellt schliefllich der in der Ge-
schichte unlosbar mit der Rezeption einer Rechtsordnung verbundene Machtan-
spruch®! politischer, kultureller oder zivilisatorischer Art keine mafigebliche
Vorbedingung fiir die Finalitit dar, mit der der gegenwartig stattfindende Rezep-
tionsvorgang abliuft. Ohne die Bedeutung wirtschaftlicher, sozio-kultureller
und sprachlicher Bedingungsfaktoren vernachlissigen zu wollen, wird die Qua-
litat einer Rechtsordnung® doch zur Gretchenfrage der Europiisierung des Ver-
waltungsrechts und stellt insbesondere eine entscheidende Grofie im Rahmen
argumentativer Auseinandersetzung und gegenseitiger Uberzeugungsbildung
dar. Diese prinzipielle Ergebnisoffenheit des Integrationsprozesses im Sinne ei-
nes Wettbewerbs der Rechtsordnungen macht es erforderlich, Klarheit iiber die
dogmatischen Grundlagen einer jeweiligen Verwaltungsrechtsordnung zu schaf-
fen, praktisch-konstruktive Elemente von essentiellen Bestandteilen zu trennen
und auf diese Weise Grundbedingungen und -strukturen fiir den Prozef} der
Europiisierung des Verwaltungsrechts herauszuarbeiten®.

Schliefflich 16}t sich auch die perspektivische Frage nach der Zukunft des Ver-
waltungsrechts im Rahmen der fortschreitenden europiischen Integration nur
betrachten, wenn man den Grad und die Art der Strukturverinderungen des
Verwaltungsrechts festhilt. Erst auf der Grundlage einer solchen Bestandsauf-
nahme kann beurteilt werden, ob der Einfluf} des Gemeinschaftsrechts iiber die
inzwischen offenkundig gewordenen Verinderungen der verwaltungsrechtlichen
Systematik durch konturverindernde und strukturauflésende Wirkungen hin-
ausgeht. Von besonderem Interesse ist daher die Frage, ob und inwieweit dem
Gemeinschaftsrecht Ansatze einer eigenstindigen verwaltungsrechtlichen Sy-
stembildung zu entnehmen sind, die einen Verstandniswandel des Verwaltungs-
rechts hin zum ,konkretisierten Europarecht“3* einleiten konnten. Unter dieser

30 Zum Ganzen Wieacker, (Fn. 29), S. 128ff.

31 Siehe Paul Koschaker, Europa und das romische Recht, 4. Auflage 1966, S. 136ff., fiir den
die Rezeption eines Rechtssystems eine ,Machtfrage“ darstellt. Diese These diirfte durch die
zeitgenossischen Rezeptionsprozesse zugunsten der ,,Qualititsfrage” widerlegt sein, so Léon-
tin-Jean Constantinesco, Rechtsvergleichung, Bd. II — Die rechtsvergleichende Methode, 1972,
S. 414f. m. Fn. 348, der beispielhaft auf die tiirkische Rezeption des schweizerischen ZGB ver-
weist.

32 Schon fiir die Rezeption des Code civil, Konrad Zweigert/ Hein Kotz, Einfithrung in die
Rechtsvergleichung, 3. Auflage 1996, S. 98; ebenso Gustav Bihmer, Der Einfluf} des Code civil
auf die Rechtsentwicklung in Deutschland, AcP 151 (1951/52), S. 289 (29711.).

3 Siehe Schmidt-Afmann, (Fn. 18), S. 513 (517f,; 527); ders., Zur Reform des Allgemeinen
Verwaltungsrechts, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Affmann/Schuppert (Hrsg.), Reform des
Allgemeinen Verwaltungsrechts, 1993, S. 11 (13, 25f., 49£.).

3% In Weiterfilhrung von Fritz Werner, Verwaltungsrecht als konkretisiertes Verfassungsrecht,
DVBL. 1959, S. 5271f.
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Voraussetzung liefle sich die gegenwirtige Entwicklung als Auf- und Umbruch-
phase des allgemeinen Verwaltungsrechts deuten, die auf die Ablosung des bishe-
rigen Systems durch eine EG-rechtliche Neuordnung des Verwaltungsrechts im
Sinne eines Jus Commune Europae® gerichtet ist. Andernfalls stellt sich die we-
niger ambitionierte Aufgabe, Systembriichen méglichst entgegenzutreten und
ein Modell verwaltungsrechtlicher Kollisionsnormen zu entwerfen, das Rechts-
sicherheit und -klarheit bei der Anwendung unterschiedlicher Rechtsmassen
zum Ziel hat und die Méglichkeit bietet, gemeinsame Rechtsgrundlagen in einem
diskursiven Prozef herauszuarbeiten, um auf diese Weise einen Ideen- und Sy-
stemwettbewerb der Rechtsordnungen effektiv zu erméglichen®. Auch die Ten-
denz der ,Europiisierung” stellt das Verwaltungsrecht und seine Wissenschaft
mithin vor die ewige, von Fritz Fleiner so trefflich formulierte Aufgabe, , das
Neue organisch mit den bewibrten Grundsitzen des Deutschen Verwaltungs-
rechts zu verbinden .

I1. Anlafs, Gegenstand und Grenzen der Untersuchung

Der Anlaf} der vorliegenden Untersuchung liegt weniger in der erst kiirzlich
getroffenen Feststellung begriindet, daff mit einer Studie tiber die Auswirkungen
des ,Europiischen Verwaltungsrechts im Werden® auf das Verwaltungsrecht der
Mitgliedstaaten noch wissenschaftliches Neuland beschritten werden konne®®,
Vielmehr basiert das Interesse an einer Beschiftigung mit dieser Fragestellung
auf dem ungewohnlichen Umstand, daf§ das Europiische Verwaltungsrecht als
eine selbst noch im Werden befindliche, von den verwaltungsrechtlichen Grund-
sitzen der Mitgliedstaaten gespeiste Rechtsordnung schon auf diese zurtickwirkt
und auf diese Weise Verinderungen seiner eigenen Erkenntnisgrundlagen® her-
beifithrt. Mit dieser doppelten Rezeption ist zugleich die faszinierende Frage
aufgeworfen, ob und in welchem Umfang das entstehende Gemeinschaftsver-
waltungsrecht eine Vereinheitlichung der nationalen Verwaltungsrechte zur Fol-
ge hat*®. Der Besonderheit dieser Entwicklung entsprechend differieren auch die
ersten Reaktionen im Schrifttum besonders heftig zwischen beifilliger Aufnah-
me der ,Europiisierung“*! grundlegender Elemente des Verwaltungsrechts, wie
der Schaffung einer zusitzlichen Sanktionskategorie fiir Verstofle gegen Gemein-

% Vgl. zum Jus Commune als Orientierungspunkt von Helmut Coing, Europidisierung der
Rechtswissenschaft, NJW 1990, S. 937ff.; Lutter, (Fn. 16), JZ 1992, S. 593ff.

% Siehe fiir das Privatrecht Ulmer, (Fn. 16), JZ 1992, S. 11f.

37 Fritz Fleiner, Institutionen des Deutschen Verwaltungsrechts, 8. Auflage 1928, Vorwort.

3 So Schweitzer, in: ders. (Fn. 4), S. 23.

39 Rengeling, Quellen des Verwaltungsrechts, in: Schweitzer (Fn. 4), S. 29 (30; 40ff.).

4 So Klein, (Fn. 7), S. 117 (121).

Y Dimitri Triantafyllou, Zur Europiisierung des vorliufigen Rechtsschutzes, NVwZ 1992,
S. 129ff,; ders., Zur ,Europiisierung“ des Vertrauensschutzes (insbesondere § 48 VwV{G) —am
Beispiel der Riickforderung staatlicher Beihilfen, NVwZ 1992, S. 436ff.
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schaftsrecht*? und dem maglichst einheitlichen Vollzug des Gemeinschafts-
rechts® einerseits sowie der Warnung vor Rechtsschutzbeschrinkungen* ande-
rerseits, die auf einer mit Methodensynkretismus betriebenen Rechtsfortbildung®
beruhen und Anlafl geben, der ,rechtsmifibrauchlichen und besatzungsrechts-
dhnlichen Intervention in gewachsene und allein vollzugseffiziente Normstruk-
turen des nationalen Rechts Einhalt“#¢ zu gebieten. Dieser Spannungsbogen un-
terschiedlicher Bewertungen der gegenwirtig stattfindenden Einwirkung des
Gemeinschaftsrechts auf das Verwaltungsrecht wird jedoch durch die allgemeine
Einschitzung von der systemverindernden Kraft und der Bedeutung getragen,
die das Europarecht fiir die Zukunft des Verwaltungsrechts entfalten wird*.
Gerade in dieser Charakterisierung der Einwirkungen des Europarechts auf das
Verwaltungsrecht als systemverindernde Entwicklung liegt also der spezifische
Anlaf fir die vorliegende Untersuchung.

Demzufolge bilden die vielfiltigen Einwirkungen, die vom Gemeinschafts-
recht in unterschiedlicher Art und Intensitit auf das Verwaltungsrecht einstrah-
len, in ithrer Gesamtheit lediglich den dufleren Bezugsrahmen dessen, was den
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ausmacht. Das Einwirkungsspek-
trum des Gemeinschaftsrechts reicht von den Langzeitwirkungen, die ohnehin
aus dem Bekenntnis zu einer offenen Staatlichkeit folgen, bis zu punktuellen
Verinderungen, die sich aufgrund einzelner Bestimmungen des Sekundirrechts
und ihrer Anwendung bzw. Beachtung durch die Mitgliedstaaten zwangslaufig
ergeben miissen. Insbesondere die Offnung der nationalen Rechtsordnungen fiir
Einflisse und Modifikationen durch die Rechtssysteme und -vorstellungen der
iibrigen Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft selbst, stellt einen wesentlichen
Bestandteil der verfassungsrechtlichen Grundentscheidung zur Integration dar*®
und markiert eine langfristig zwar sehr bedeutsame, gleichwohl aber wenig spek-
takulir verlaufende Entwicklung. Ebensowenig stellt die Moglichkeit, daff eine
lediglich einzelfallbezogene und rein gemeinschaftsspezifisch wirkende Rege-

2 Vgl Magiera, Rickforderung gemeinschaftsrechtswidriger staatlicher Beihilfen, in: Fest-
schrift fiir Bodo Borner, 1992, S. 213 (230).

# Schwarze, Vorliufiger Rechtsschutz im Widerstreit von Gemeinschaftsrecht und nationa-
lem Verwaltungsverfahrens- und Prozefirecht, in: Festschrift fiir Bodo Borner, 1992, S. 389 (401).

# Wolfgang Dinzer-Vanotti, Der Gerichtshof der europiischen Gemeinschaften beschrinke
vorlaufigen Rechtsschutz, BB 1991, S. 1015ff.

# Schoch, Vorlaufiger Rechtsschutz zwischen Vorrang des EG-Rechts, Letztentscheidungs-
befugnis des EuGH und Rechtsschutzeffektivitit, SGb. 1992, S. 118 (121); Sabine Schlemmer-
Schulte, Gemeinschaftsrechtlicher vorlaufiger Rechtsschutz und Vorlagepflicht, EuZW 1991,
S.307 (309f.); Peter Clever, Grundsitzliche Bemerkungen zur Rechtsprechung des EuGH,
DAngVers 1993, S. 71ff.

% Jiirgen Salzwedel/ Michael Reinbardt, Neuere Tendenzen im Wasserrecht, NVwZ 1991,
S. 946 (947).

¥ Siehe Hans-Uwe Erichsen, Das Recht auf Zugang zu Informationen iiber die Umwelt,
NVwZ 1992, S. 409 (419); allgemein Ossenbiibl, (Fn. 19), S. 753 (761).

*# Grundlegend Klaus Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes fiir eine inter-
nationale Zusammenarbeit, 1964, S. 24ff.; Hans Peter Ipsen, Europiisches Gemeinschaftsrecht,
1972, S. 70ff.
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lung auf lange Sicht auch Wirkungen auflerhalb ihres urspriinglichen Anwen-
dungsbereichs im Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten hervorbringen kann,
einen Untersuchungsgegenstand von vorrangigem Interesse dar. Prinzipiell ge-
sehen kann zwar jede Form der Rechtserzeugung und -anwendung auf eine se-
kundire Wirkungsebene durchschlagen, wenn sie in einer vorgegebenen histori-
schen Situation iiber den institutionellen Rahmen verfiigt, der die rechtliche
Wirkkraft der jeweiligen Norm zur Geltung bringt und auf Akzeptanz im gesell-
schaftlichen Rechtsbewufitsein trifft*. Eine solche Sichtweise steht durchaus in
der Tradition der bisher im Gemeinschaftsrecht dominierenden Untersuchungs-
perspektive anhand seiner vom Anwendungsvorrang und der unmittelbaren
Anwendbarkeit geprigten Wirkkraft® und der Rolle seiner institutionellen Tri-
ger’l. Angesichts offenkundig werdender Vollzugsdefizite®? bedarf eine solche
Betrachtungsweise gleichwohl der notwendigen Erginzung durch die Frage, ob
und wie das Gemeinschaftsrecht innerhalb der Rechtsordnungen der Mitglied-
staaten angewandt und beachtet wird*. Insbesondere im vorliegenden Zusam-
menhang ermoglicht selbst eine prizise Zusammenstellung der Einwirkungspo-
tentiale und -ebenen fiir sich genommen noch keine Aussage tiber die Finalitit
und die Struktur des zwischen dem entstehenden Verwaltungsrecht der EG und
den Verwaltungsrechtsordnungen der Mitgliedstaaten stattfindenden Rezeptions-
prozesses®®. Vielmehr bedarf es zur Beantwortung dieser weitergehenden Frage
einer Betrachtung, die die Verzahnung der Rechtsordnungen im Sinne der Inter-
dependenz® und des wechselseitigen Angewiesenseins® in den Mittelpunkt stellt.

* Vgl. zu diesen Kriterien als Bedingungsfaktoren der Rechtserzeugung im allgemeinen Her-
mann Heller, Der Begriff des Gesetzes in der Reichsverfassung, VVDStRL 4 (1928), S. 98 (116f.).

50 So Albrecht Weber, Rechtsfragen der Durchfiithrung des Gemeinschaftsrechts in der Bun-
desrepublik, 1987, S. 1; auch Heinrich Siedentopf/Christoph Hanschild, The implementation of
community legislation by the member states, in: Siedentopf/Ziller (Ed.), Making European
Policies work, 1988, S. 1.

31 Als Beispiel fiir die Bedeutung der institutionellen Komponente siehe die Beitrige sub I.
in: Rengeling/von Borries (Hrsg.), Aktuelle Entwicklungen in der europdischen Gemeinschaft,
1992; Ewverling, Zur Funktion des Gerichtshofs der Europiischen Gemeinschaft als Verwal-
tungsgericht, in: Festschrift fiir Konrad Redeker, 1993, S. 293{f.; Schwarze (Hrsg.), Der Euro-
paische Gerichtshof als Verfassungsgericht und Rechtsschutzinstanz, 1983.

52 Siehe z.B. Ute Sacksofsky, Europarechtliche Antworten auf Defizite bei der Umsetzung
von EG-Richtlinien, in: von Danwitz u.a. (Hrsg.), Auf dem Weg zu einer Europiischen Staat-
lichkeit, S. 91£f.

%3 Grundlegend Zuleeg, Das Recht der europiischen Gemeinschaften im innerstaatlichen
Bereich, 1969; Everling, Europiisches Gemeinschaftsrecht und nationales Recht in der prakti-
schen Rechtsanwendung, NJW 1967, S. 465ff.; Pescatore, Gemeinschaftsrecht und staatliches
Recht in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der europiischen Gemeinschaften, NJW 1969,
S. 20651f.

3 Siehe Schmidt-Afimann, (Fn. 33), S. 11 (13, 25).

3 Schon Dietrich Eble, Interdependenz zwischen Gemeinschaftsordnung und nationaler
Rechtsordnung, NJW 1965, S. 2231ff.

% Siehe schon Pescatore, Das Zusammenwirken der Gemeinschaftsrechtsordnung mit den
nationalen Rechtsordnungen, in: Gemeinschaftsrecht und nationale Rechte, KSE 13, S. S 2;
Streinz, Der Einfluf} des Europaischen Verwaltungsrechts auf das Verwaltungsrecht der Mit-
gliedstaaten, in: Schweitzer (Fn. 4), S. 241 (254).
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Einbeitliche Europiische Akte (EEA) 90, 208

Einheitlichkeit des Gemeinschaftsrechts
118ff., 189, 211

- Begrenzungsfaktoren 120ff.

- normativer Gehalt 119f.

Einstimmigkeitserfordernis 99, 137, 337, 454

einstweiliger Rechtsschutz 57f., 70, 80f.,
170, 297ff., 4551.

— im deutschen Verwaltungsrecht 57f., 70,
80f.

— im franzdsischen Verwaltungsrecht 81,
3044f.

— im Gemeinschaftsrecht 170, 2971f,

- im System der EMRK 306f.

~ Systemfunktion 308ff.

- - Schutzrichtung 309f.

— ~ Systemgrundlagen 308f.

Entscheidung (EGV) 169f.

Ermichtigung, Prinzip der begrenzten 96ff.,
135f,, 147, 159, 439

— Systematik 98ff.

— — Vollstindigkeitsanspruch 100

Ermessen 57, 73, 84f., 184ff., 253f., 3271f.,
360ff., 488

erreur manifeste d’appréciation 251, 328

établissements classés 252

Europiische Gemeinschaft 871f.

— institutionelles Gefiige 123ff.

— Konstitutionsprinzipien, siche dort

— systempragende Elemente 161ff.
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— ~ gerichtliche Kontrolle 178ff.

— — Handlungsformen 168ff.

- — Individualrechtsschutz 175ff.

— — Verfahrensgrundsitze 170ff.

— — ,Verfassungskonkretisierung® 161ff.

Europiische Integration 88ff., 95ff., 469f.

— Lehre von der ,funktionellen Integration
95ff.

— Prozeflhaftigkeit 4691.

— Wesen und Finalitit 88ff.

Europiische Umweltagentur 193

Europiischer Ausrichtungs- und Garan-
tiefonds fiir Landwirtschaft (EAGFL) 202

Europiischer Gerichtshof (EuGH) 90f.,
127ff., 130ff., 132ff., 140ff., 143ff., 150ff.,
159£,, 178ff., 1816f., 210, 213f,, 246ff.,
293f,, 297, 301f., 305£., 326, 337, 409,
4441f., 452, 508

— allgemeine Rahmenkontrolle 508

— Auslegungspraxis 143ff.

— institutionelles Gleichgewicht 130f.

— Mandat und Grenzen der Rechtsfort-
bildung 132ff., 246ff., 305f., 326, 337, 452

- Mandat zur Rechtswahrung 444£f.

— protecteur de I'intégration 90f., 140ff., 293{.

— Stilprigung der Rechtsprechung 150ff.

— — Schluflantrige der Generalanwalte, siche

Generalanwilte

— — Urteilsredaktion 151ff.

— Triger des Gemeinschaftsrechts 127ff.

— Umfang gerichtlicher Kontrolle 181ff.

— Verfahrensarten 178ff.

— Verwerfungsmonopol fiir Europarecht
210, 213f,, 297£,, 301f., 451

Europiischer Gerichtshof fiir Men-
schenrechte (EGMR) 157f., 383

— Abwigungslehre 383

— einstweiliger Rechtsschutz, siche dort

— Schrankenziehungskonzeption 383

— Schutzbereichsdogmatik 383

— Stilprigung der Rechtsprechung 157f.

Europiisches Gericht erster Instanz, siche
Gericht erster Instanz der Europiischen
Gemeinschaften

Europiisches Parlament 99, 123, 126, 130,
166ff.

— Beteiligung 99, 123, 126, 130, 166ff.

- — Verfahren zur Mitentscheidung, siehe

dort

— Klagerecht 166

Europiisches System der Zentralbanken 16

Europiisches Verwaltungsrecht 22

— Begriff 22

Europiisches Wihrungsinstitut (EWT) 16, 193

Europarat 11
— Empfehlungen 11

Fehlerfolgenlehre 173, 2591f.
— Vorgaben des Gemeinschaftsrechts 260ff.
— — Heilung und Unbeachtlichkeit im EG-
Eigenverwaltungsrecht 263
— — Konsequenzen fiir das deutsche Recht
2644f.
Francovich-Entscheidung 107, 311f., 322,
326, 390f.
Frankreich 43ff., 54, 81, 93, 110, 133f., 150ff.,
170, 182ff., 190, 236, 328
— Einflu} auf das Gemeinschaftsrecht 133f.,
150f1., 170, 182ff., 190, 236, 328
— und Europiische Integration 93
— Stilprigung des allgemeinen Ver-
waltungsrechts 43ff.
Freiziigigkeit, Arbeitnehmer 194ff.
funktionelle Integration 95ff.
Funktionsfahigkeit der Gemeinschaft 95,
112f., 146, 512

gebundene Entscheidung 252ff.
Gehoér, rechtliches 173, 274
Gemeinschaftstreue 146f., 3141, 344, 370ff.
Gemeinschaftsverwaltungsrecht 22, 190ff.,
3401f., 374ff., 3981f., 407f., 4191f., 4271f,,
4441f., 454ff., 47111,
— Begriff 22, 191£.
- Einwirkungsmechanismen verwaltungs-
rechtlicher Systemverinderung 340ff.
- ~ AuflSsung von Systemstrukturen 359ff.
— — Diskriminierungs- und Vereite-
lungsverbot, siche dort
- — Einspeisung gesetzesfremder In-
teressenwertungen 356ff.
— — Funktionsinderung bestehender
Rechtsinstitute 364ff.
— — Neugestaltung und Vereinheitlichung
373f.
— — Normbefehlsermittlung durch Ausle-
gung 342ff.
- — Verdringung nationalen Rechts 368ff.
- Entwicklungsoptionen 398ff., 407{f., 419ff.
- — Anerkennungsmodell 4071f.
- — Kombination von Anerkennungs- und
Vereinheitlichungsmodell 419ff.
— — kooperative Systemsteuerung, siche
Systemsteuerung, kooperative
- — Vereinheitlichungsmodell 398ff.
— Funktionsbedingungen 374£f.
- — systemprigende Wertungsdivergenzen
380ff.
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- — Systemsteuerung 382ff.

- ~ Wertungsgrundlagen 374ff.

— intersystemare Bedeutung 190ff.

— — administrative Entscheidungsformen

248ff.

— — allgemeine Rechtsgrundsitze 279ff.

- — effektiver Rechtsschutz 296ff.

— — Gesamtbefund 334ff.

- — Fehlerfolgenlehre 259ff.

— — Rechtsquellenlehre 204{f.

- — subjektiv-6ffentliche Rechte 230ff.

~ ~ Verwaltungsorganisation 194ff.

~ ~ Verwaltungsverfahren 266ff.

~ Jurisdiktionskompetenz des EuGH 444ff.

- kompetenzielle Rahmenbedingungen
4274f.

- Maflstabsarmut 471£f.

— Schutzstandard 4541f.

— Verbandskompetenz der Gemeinschaft,
siehe dort

Generalanwilte 154ff.

— Schlufantrige 154ff.

Generalklausel, verwaltungsgerichtliche 53f.,
78

Gericht erster Instanz der Europiischen
Gemeinschaften (FuGEI) 154, 180, 183

- Direktklagen 180

— gerichtliche Kontrolle 183

- Urteilsredaktion 154

Gesamtansatz, integrativer 250ff., 363

Gesetzesbindung der Verwaltung 641f., 204ff.

Gesetzessteuerung der Verwaltung 64£f.,
205£f.

— Steuerungsverluste 205ff.

Gewaltenteilung 47, 511f., 1301, 220f., 308f.

— institutionelles Gleichgewicht, siehe dort

— Vorbehalt des Gesetzes, siehe dort

Gleichstellungsgebot 342, 345ff.

Grundfreiheiten 108, 114, 122, 175, 422

Gutachtenerstattung 179

Haftung fiir legislatives Unrecht 179, 240,
318ff.

Handlungsformen 671f., 168ff., 248ff.

— im deutschen Verwaltungsrecht 671f.

- — Lehre von den Handlungsformen 63

- — Systemfunktion 67, 69ff.

- — Systemrelevanz 68f.

- im Gemeinschaftsrecht 168ff.

— Systemverinderung 248ff.

Harmonisierung des nationalen Rechts,
siche Vereinheitlichung

Heilung von Verfahrensfehlern, siehe
Fehlerfolgenlehre

Implied-Powers 144, 202, 307, 432, 4371f.,
441ff.,, 4601,

Individualrechtsschutz 54, 751f., 128, 172f.,
175ff.

~ im deutschen Verwaltungsrecht 75ff.

— — Entwicklungslinien 76f.

— — Faktor der verwaltungsrechtlichen

Systembildung 54

- — Systemfunktion 77ff.

— im Gemeinschaftsrecht 128, 172f., 175ff.

informales Verwaltungshandeln 62

Information, administrative Aufgaben-
erfiillung durch 68, 198, 271ff.

- gemeinschaftsrechtliche Informations-
befugnisse 271ff.

- gemeinschaftsrechtliche Informations-
pflichten 198

Ingerenzbefugnisse, gemeinschaftsrechtliche
202ff., 404{.

Inlinderdiskriminierung 366, 402f., 415ff.

institutionelles Gleichgewicht 99, 130f., 167,
228,452

Integrationsprogramm 158ff., 458ff.

Intendanturverwaltung 15, 169

intérét 3 agir 176, 236, 365

— donnant qualité d’agir 236

interstate-commerce der USA 120, 416f., 423

invocabilité 176, 2311f., 2331f., 236, 242ff.,
364£f., 400, 463

- allgemeiner EG-Normenvollziehungs-
anspruch 233ff.

- inhirente Angleichungszwinge 400

— Konzept der 231ff.

— Problematik der adiquaten Einpassung
242ff,, 3641f.

— utilité publique 236

— verwaltungsrechtliche Konsequenzen
2451., 365f.

Ioannina, Kompromif} von 90

IPPC-Richtlinie 257f., 269, 270f.

juristische Methode 30ff.

- Offnung und Fortentwicklung 33f.

— Systemgrundlagen bei Otto Mayer 311f.

Jus Commune 8, 335, 382, 398, 406, 481,
493, 514

Kartellrecht 169, 171, 193, 424f., 431
Kautionsverfall 165
Kohisionsfonds 193

Kommission 99, 103, 124, 126f., 228
— Initiativrecht 126

— Kontrollfunktion 126f.

— Rechtsetzungsbefugnisse 124
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- — ,Notgeschaftsfihrung” 228

Kommunalrecht 60

Kompetenzen fiir das Gemeinschaftsverwal-

tungsrecht, siehe Verbandskompetenz der
Gemeinschaft
Kompetenzverteilung 438ff., 445f., 453{f.
- im deutschen Verfassungsrecht 4391
- ~ Problem der sog. ambivalenten
Zustindigkeiten 439
- — Schwerpunkttheorien 439
- im Gemeinschaftsrecht 438ff.
— — horizontale 438f.
— — Prinzip der begrenzten Ermichtigung,
siehe Ermichtigung, Prinzip der
begrenzten
- — verfassungsrechtliche Kompetenz-
grenzen 453ff.
— — vertikale 438ff., 445f,
Konkurrenzverhiltnis, verwaltungs-
rechtliches 22

Konstitutionsprinzipien des Gemein-
schaftsrechts 88ff., 95ff., 1014f., 104ff.,
109ff., 118ff.

- Eigenstindigkeit 101ff.

- Einheitlichkeit 118£f.

— Europiische Integration 88£f.

— Konzept der funktionellen Integration

951f.

— unmittelbare Wirkung 104{f.

— Vorrang 109ff.

Kontrolldichte, siche Kontrolle, gerichtliche

Kontrolle, gerichtliche 80ff., 178ff., 326ff.

- im deutschen Verwaltungsrecht 80ff., 332

- - Kontrolldichte 83ff., 332

- — verfahrensrechtliche Determinanten
80ff.

- im Gemeinschaftsrecht 178ff., 326ff.

— — Kontrolldichte 184ff., 326ff.

— — Umfang und Intensitat 181ff.

— — Verinderungspotential 330ff.

— — Verfahrensarten 178ff.

Kooperationspflichten, gemein-

schaftsrechtliche 199f.

kooperative Systemsteuerung, siehe

Systemsteuerung, kooperative
kooperatives oder konsensuales Verwal-
tungshandeln 62

Lebensmittelrecht 416

Leistungsverwaltung 24, 60, 62

Lieferauftrige, Vergabe offentlicher Bau-
und 234£.

lourdeur, Problematik der 1374f.

Luxemburger Kompromif} 89f.

Maastrichter Unionsvertrag, siche Vertrag
tiber die Europaische Union

Mitentscheidung, Verfahren zur 126

Monopolrecht 193

moyens 172, 182f.

Nafauskiesungsbeschlufl 82

Nichtigkeitsklage (EGV) 160, 166, 177f.,
179, 217, 230, 236, 2381f., 243

Normenparallelitit, Grundsatz der 223

Normverwerfung, administrative 209ff., 369f.

— dogmatische Grundlagen 212ff.

— Wirkungsspektrum im deutschen
Verwaltungsrecht 215ff.

obiter dictum 44, 393

Sffentlich-rechtlicher Vertrag 61, 68f., 86, 170

Sffentliche Verwaltung, siche Verwaltung,
Sffentliche

Oko-Audit-Verordnung 268f.

opting-out 425f.

— Umkehrschlufl 425f.

Ordnungsrecht 169

Organisationsgewalt 194, 200ff.

— gemeinschaftsrechtliche Vorgaben 200ff.

Personalgewalt 195ff.

Planungsrecht 62, 68, 251, 254{., 270, 360
Polizeirecht 60, 71, 78

Preufiische Verwaltungsrechtspflege 42, 76, 78
Primiarrechtsschutz 82f.

qualification juridique des faits 79, 183f.,
331,333

Rat 99, 103, 125f,, 130f., 136, 167.
Rechtsangleichung, siche Vereinheitlichung
Rechtsetzung 124ff., 207£f.
— Primiarfunktion der Gemeinschaft 124f.
— Strukturelemente gemeinschaftsrechtlicher
125f.
— zweistufiges Rechtsetzungsverfahren der
Richtlinien 207f.
- — Inkorporations- und Legitimations-
funktion nationaler Rechtsetzung 208
Rechtsfortbildung 132ff.
— funktional-rechtliche Grundlagen 133ff.
- Grenzen 1321f.
— — Einstimmigkeitserfordernis 137
— — Prinzip der begrenzten Ermichtigung
135
— — Verbot der ,arréts de réglement®, siche
dort
- — Verbot des ,,déni de justice®, siche dort
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— — vertragliche Kompetenz- und Funktio-

nenordnung 136f.

— Mandat des Europiischen Gerichtshofs
133£f., 140ff.

Rechtsgrundsitze, allgemeine 2, 13, 94£.,
114, 116ff., 131f., 147ff,, 161£f., 27941,
352ff., 370ff., 451f., 4994f.

- im Gemeinschaftsrecht 161ff.

— Instrument zur Liickenschlieflung 4511.

— Mafistabsnormen fiir nationales Verwal-
tungshandeln 279ff., 352ff., 370ff., 451f.

- Rechtsvergleichung 147ff.

Rechtsklarheit 225

Rechtssicherheit 34, 691., 1631., 225f., 378

Rechtsstaat 32f., 50ff.

rechtsstaatliche Prinzipien im Gemein-
schaftsrecht 163£f.

Rechtsstaatsprinzip 56ff.

Recht, subjektiv-6ffentliches 75ff., 105ff.,
175f£., 230ff., 364ff.

— im deutschen Verwaltungsrecht 75ff.

— — Entwicklungslinien 76f.

- — Wirkungszusammenhinge 77ff.

— im Gemeinschaftsrecht 105ff., 175ff.,
230ff., 3641f.

— — dogmatische Grundlagen 231ff.

- — Integrationsprinzip als Kriterium 241f.

— — invocabilité, siche dort

- — Konturen 235ff.

~ — Kriterien der Schutznormtheorie 237

- — unmittelbare und individuelle Betrof-

fenheit 238ff., 365
— — systemverindernde Wirkung 242ff.,
3641,

Rechtsvergleichung 147ff.

Rechtsverordnung 68

Rechtsweggarantie 57f.

recours de pleine juridiction 79

recours pour exces de pouvoir 79, 176, 231,
236,243

repressiver Rechtsschutz 80f.

Rheingold-Entscheidung 328

Richtlinie 175£f., 207ff., 221ff., 230, 335{f.

— Individualrechtsschutz 175ff.

— Inkorporations- und Legitimations-
funktion 208

— invocabilité, siehe dort

— als systemgerechtes Anpassungs-
instrument 335ff.

— Umsetzungsanforderungen 2211f.

— — allgemeiner Rechtssatzvorbehalt 224

— — Normenparallelitat 223

— Umsetzungsbediirftigkeit und Vorrang des
Gesetzes 207ff.

- unmittelbare Wirkung, siche dort
- Veréffentlichung 230
Rickwirkungsverbot 281

rule of remoteness 408

Satzung 68

Schadensersatzklage gegen die Gemeinschaft
179

Schluffantrige der Generalanwilte, siche
Generalanwilte

Schoppenstedt-Urteil 318

Schrankenziehungsformel, siehe Diskri-
minierungs- und Vereitelungsverbot

Schutznormtheorie 176, 237

Slots 201

Solange-Rechtsprechung des BVerfG 453,
456, 4571., 508ff.

— als Maflstab einer gerichtlichen Koopera-
tion im Gemeinschaftsverwaltungsrecht
508ff.

Sondervotum 157f.

Soweit-Rechtsprechung des EuGH 345f,,
354, 390, 402, 408, 450

Sozialrecht 3, 26, 191, 480

Sozialstaatsprinzip 58

Spaak-Bericht 436

Staatshaftung der Mitgliedstaaten 91, 106,
116£, 132, 141, 149, 208, 310ff.

- dogmatische Grundlagen 313ff.

- Einpassung in das nationale Recht 317ff.

- — Haftung fiir legislatives Unrecht 318ff.

— — Haftungsmaflstab 322ff.

— Francovich-Entscheidung, siehe dort

— Voraussetzungen 316

staatswissenschaftliche Methode 30

Steuerrecht 60, 199, 344

— Amutshilfe 199

Strukturfonds, Verwaltung der 16, 193

Struktursicherungsklausel 453

subjektiv-offentliches Recht, siehe Recht,
subjektiv-6ffentliches

Subsidiaritatsgrundsatz 98, 122, 208, 337,
4101, 423, 427

— Kontrolle 410, 423

— Rangverhiltnis gemeinschaftlicher
Handlungs- und Regelungsformen 410

— Vorrang der Anerkennung 410f.

Subventionen, siehe Beihilferecht

Suspensiveffekt, siche einstweiliger
Rechtsschutz

Systembildung, verwaltungsrechtliche 27ff.,
30ff., 34{f.

— Aufgabe 271f.

— Funktionen 34ff.
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- — Rationalisierungsfunktion 36f.

~ — Stabilisierungsfunktion 35f.

— — Vermittlungsfunktion 37ff.

— historische Wurzeln 30ff.
Systemneubildung 466ff.

— Notwendigkeit 467ff.

- Orientierungspunkte 475ff.

- — inhaltliche 481ff.

— — verfahrensrechtliche 476ff.
Systemsteuerung 338f., 3821f., 457, 493ff.
— im deutschen Verwaltungsrecht 457

- im Gemeinschaftsverwaltungsrecht 382ff.
- — allgemeine Rahmenbedingungen 3831,
— — Steuerungsverluste 385ff.

— kooperative 338f., 383, 385, 493ff.

— — Kooperationsgrundlage 494ff.

— — Mafistibe 508ff.

— — Notwendigkeit 338f.

TA Luft 222,223,225
Treuepflicht, siche Gemeinschaftstreue
TU Miinchen-Entscheidung 329

Ubermafiverbot 57, 70f., 163, 165, 280f.
Umweltinformationsgesetz 271
Umweltinformationsrichtlinie 2711f., 343, 432
— Rechtsstellung der Vorhabentrager 2771,
- Rollenverinderung der Verwaltungs-
behérden 275f.
Umweltrecht 26, 62, 77, 221, 224, 225, 248,
250ff., 2671f., 360, 425
Umweltvertriglichkeitspriifung 248ff.,
2556F., 2671F., 343, 363
Unionsbiirgerschaft 1071, 175
unmittelbare Wirkung 104ff., 141, 176f,, 393
- invocabilité, siche dort
Untersuchungsgrundsatz 73, 171f., 182f,,
26711,

van Gend & Loos-Entscheidung 105

Verbandsklage 76

Verbandskompetenz der Gemeinschaft 131f.,
337, 42711

— bereichsspezifische Kompetenzen 431f.

- Finalkompetenzen 432ff.

- — Reichweite 434£.

- Rechtsangleichung 435ff.

- — Generalermichtigung 441ff.

— — markrspezifische Ankniipfung 436ff.

— tbersteigende Organkompetenz des
EuGH 4444f.

- Unionsvertrag 447f.

— verfassungsrechtliche Grenzen 453ff.

Verbot der ,arréts de réeglement” 134£.

Verbot des ,,déni de justice® 134f.

Verbot praktischer Undurchfiihrbarkeit,
siehe Vereitelungsverbot

Vereinheitlichung des nationalen Rechts 8f.,
190ff., 349ff., 352ff., 373f., 3991f., 474{.

— Beschaffenheit der angestrebten Rechts-
gleichheit 401ff.

— — Auswirkungen 402f.

— — mafigebliche Orientierung 401{.

— bundesstaatliche Finalitat 403ff.

— — Rechtseinheit als Integrationsfaktor 405f.

— — Sanktionsorientierung des EuGH 404{.

- — Unitarisierung des Verwaltungsrechts

406f.

— Rechtsprechung des EuGH 399

— — inhirente Angleichungszwinge 400

Vereinheitlichungsmodell 398f., 427ff.,
448ff.,

— Kombination mit dem Anerkennungs-
modell, siche Anerkennungsmodell

- kompetenzielle Zulissigkeit 427ff., 448ff.

Vereitelungsverbot, siehe Diskriminierungs-
und Vereitelungsverbot

Verfahrensgrundsitze 71£f., 170ff.

- im deutschen Verwaltungsrecht 71ff.

- im Gemeinschaftsrecht 170ff.

Verfassungsrecht 29, 55ff., 453ff.

— Kompetenzgrenzen des Gemein-
schaftsverwaltungsrechts 453ff.

— Konkretisierung im Verwaltungsrecht 55ff.

Verhaltnismifigkeitsgrundsatz 70f., 165,
170, 280f., 422f.

— als Maflstab der Rechtsangleichung 422f.

Verkehrspolitik 193

Verordnung (EGV) 124, 2071, 410

Vertrag iiber die Europiische Union 16, 67,
90, 122, 123, 133, 139, 159, 193, 230, 391f.,
4471f., 459

— Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts 67, 90, 159, 459

— Konzept der abgestuften Sozialintegration
122

— verwaltungsrechtliche Kompetenzen 447ff.

— Zusammenarbeit in der Rechts- und
Innenpolitik 448

Vertragsverletzungsverfahren, siche
Aufsichtsklage der Kommission

Vertrauensschutz 57, 70, 116f., 141, 164, 170,
2814f., 357

— im Gemeinschaftsrecht 2811f., 357

~ — normative Ankniipfung 283ff.

— — Verinderungspotential 2891f.

- — Wertigkeit 287ff.

- — Wertungsgrundlagen 292ff.
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Verwaltung, &ffentliche 194f.

— Begriff 194f.

Verwaltungsakt 31, 32, 53, 57, 68, 691f., 248ff.

— Bestandskraft 57, 70

— Funktionen 69f.

— Gegenprinzipien 70

— gemeinschaftsverwaltungsrechtliche
Normierung 248f.

Verwaltungsgerichtsbarkeit 48ff.

Verwaltungsorganisation 194ff.

— gemeinschaftsrechtliche Vorgaben 194ff.

Verwaltungsrecht, deutsches allgemeines 23ff.
— Bewirkungs- und Rechtsschutzauftrag 45ff.

— gerichtliche Kontrolle 80ff.

— gesetzliche Steuerung der Verwaltung 64ff.

- Handlungsformen 67ff.

— historische Wurzeln 30ff.

— Individualrechtsschutz 75£f.

— methodisches Grundverstindnis 40ff.

— Verfahrensgrundsitze 71ff.

— Verfassungskonkretisierung 55ff.

— Verwaltungsgerichtsbarkeit 48ff.

— systembildende Faktoren 48ff.

~ systempragende Elemente 64ff.

Verwaltungsvertrag, siche &ffentlich-
rechtlicher Vertrag

Verwaltungsvorschrift 68, 80, 170, 221ff.,
3671.

— gemeinschaftsrechtliche Funktions-
einschrinkungen 367f.

- normkonkretisierende 221ff.

~ Tauglichkeit fiir die Richtlinienum-
setzung 221ff.

Visa-Technik 151

Vélkerrecht 105

Vogelschutzrichtlinie 183

Vollzug 15ff., 1691., 4841f.

— des Gemeinschaftsrechts 15ff., 169f., 4841f.

— — direkter 15f., 169

— — indirekter 16f., 484ff.

Vollzugsdefizit 10, 36

Vollzugsverantwortung, mitgliedstaatliche
4841f.

Vorabentscheidungsverfahren 128f., 179,
180, 212f., 370, 476ff.

Vorbehalt des Gesetzes 511., 641f., 167f.,
220ff,

— im deutschen Verwaltungsrecht 51f., 64ff.
— im Gemeinschaftsrecht 167f., 220ff.
— - allgemeiner Rechtssatzvorbehalt bei der
Richtlinienumsetzung 224
— — Formalkriterien der Rechtsklarheit und
Rechtsgewiflheit 226f.
~ — Wertungsdivergenzen zum EG-
Eigenverwaltungsrecht 228ff.
vorbeugender Rechtsschutz 80
Vorlageverfahren, siche Vorabentscheidungs-
verfahren
vorliufiger Rechtsschutz, siehe einstweiliger
Rechtsschutz
Vorrang des Gemeinschaftsrechts 1091f.,
2091f.
— administrative Normverwerfungspflicht
209ff.
- Geltungsgrund 109ff.
- Kollisionslagen 114ff.
— — ,echte“ 115
— — mit allgemeinen Rechtsgrundsitzen
116ff,
— — ,unechte” 115f.
— normativer Gehalt 112f.
— Regel und/oder Prinzip 113ff.
Vorrang des Gesetzes 511, 64{f., 167, 2041f.
— Steuerungsverluste durch das Ge-
meinschaftsverwaltungsrecht 205ff.
— gemeinschaftsrechtliche Normver-
werfungspflicht 209ff.

Wihrungspolitik 16, 193

Warenverkehr, freier 216, 392f., 408f., 422

— rule of remoteness, siehe dort

— Reduktion des Schutzbereichs 392f., 408f.
Wettbewerbsrecht 16, 216
Wettbewerbsverzerrungen 351, 408f.
Wirtschaftsverwaltungsrecht 26, 415, 437

- ,Ent-Territorialisierung® 415

Zeitnischen auf Flughafen, siehe slots
Zollrecht 249, 282f., 303, 4241., 431

— einstweiliger Rechtsschutz 303

— zollrechtliche Entscheidung 249

~ — Riicknahme und Widerruf 282f.
Zustindigkeiten, siche Kompetenzen
Zustimmungsgesetz 459, 464



	Cover
	Titel 
	Vorwort
	Abkürzungsverzeichnis
	Einführung
	I. Problemstellung
	II. Anlaß, Gegenstand und Grenzen der Untersuchung

	Sachregister



